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Kapitel 1

Einleitung

A.  Gegenstand der Untersuchung

Jede Untersuchung der Stadt ist „in Wirklichkeit die Untersuchung der ‚moder-
nen‘ Gesellschaft“, die Stadt fungiert mithin als „Ort, an dem die Gesellschaft in 
ihrer Struktur und ihren Konflikten erscheint“.1 Die Untersuchung von sich spe-
zifisch in städtischen Räumen ergebenden Konflikten ist damit stets auch eine 
Analyse der die Gesellschaft prägenden Herausforderungen. Der Themenkom-
plex Umweltgerechtigkeit bezeichnet als Analysefolie eine sozio-ökologische 
Komponente der Herausforderungen, mit denen sich die moderne Stadt – und 
daher auch die moderne Gesellschaft – konfrontiert sieht. 

Umweltgerechtigkeit beschreibt den Konflikt, der sich zwischen Bevölke-
rungsgruppen ergeben kann, wenn umweltbezogene Belastungen in ungleicher 
Weise über ein Stadtgebiet verteilt sind und diese Distributionseffekte sozio-öko-
nomischen Dynamiken nachfolgen. Auf diese Weise entstehen mehrfach belaste-
te Gebiete, die nicht allein wirtschaftlich und sozial herausgefordert sind, son-
dern zudem auch unter einer unterdurchschnittlichen Qualität der Lebensumwelt 
leiden. Diese ungleichen materiellen Verteilungswirkungen sehen sich regelmä-
ßig flankiert von Exklusionsmustern, die sich auf sozial und wirtschaftlich am 
Rande der Gesellschaft stehende Bürger besonders auswirken. Schon aufgrund 
der weitreichenden Interventionen des Staates auf dem Feld des Planungs- und 
Umweltrechts ist angezeigt, dass es sich bei diesen umweltungerechten Zustän-
den nicht (nur) um ein marktvermitteltes Faktum, sondern ein rechtlich erfassba-
res Problem handelt.

Kann es gerecht sein, dass bestimmte Bevölkerungsgruppen, die sich meist 
allein aufgrund ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit in benachteiligten städ-
tischen Gebieten ansiedeln, einen großen Teil der von der Allgemeinheit produ-
zierten Umweltlasten tragen? Reicht es aus, ökonomisch fundierte Begründun-
gen für urbane Siedlungsmuster darzulegen, um zu rechtfertigen, dass diese Be-
völkerungsgruppen in ihrem Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit 
tangiert werden? Diesen Fragen soll, insbesondere auch in ihren gerechtigkeits-

1  Häußermann/Siebel, Leviathan Vol.  6 (1978), 484 (486).
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philosophischen Implikationen, im Folgenden nachgegangen werden. Gerade 
aufgrund der immensen gesundheitlichen Auswirkungen, die Umweltbelastun-
gen und das Fehlen ausreichender Grünanlagen nach sich ziehen, kann nicht 
übergangen werden, dass sich der Staat auf dem Feld der Umweltgerechtigkeit in 
die Pflicht genommen sieht. 

Zahlreiche Regelungen, die dazu beitragen können, umweltgerechte Zustände 
herzustellen, existieren bereits, werden aber nicht dieser Funktion entsprechend 
genutzt. Weitere Bereiche werden noch gar nicht als Themenfelder mit Bezug zu 
Fragen sozio-ökologischer Verteilungs- und Verfahrensgerechtigkeit erfasst. 
Mögliche Ansätze für die Implementierung einer umweltgerechten Städtepla-
nung sollen in dieser Arbeit untersucht und auf dieser Grundlage ein städteplane-
risches Leitkonzept für die Schaffung sozio-ökologisch gerechter Zustände ent-
worfen werden.

B.  Gang der Untersuchung

Die zwischen sozialer Lage, umweltbezogenen Belastungen und fehlenden Teil-
habechancen in Umweltbelangen bestehenden Interdependenzen, die sich daraus 
ergebenden staatlichen Handlungspflichten sowie die Funktionsweise des Kor-
pus’ bestehender Regelungen sollen in vier Kapiteln herausgearbeitet werden.

Das erste Kapitel soll zunächst die Herkunft des Konzepts von Umweltgerech-
tigkeit aus der US-amerikanischen Environmental Justice-Bewegung nachvoll-
ziehen und sodann dessen Übertragbarkeit auf den deutschen Gesellschafts- und 
Rechtskontext analysieren. Dabei wird insbesondere herausgearbeitet, dass um-
weltungerechte Zustände auch hierzulande eine Herausforderung bei der Städte-
planung darstellen. Hiervon ausgehend ist ein eigenständiger Begriff von Um-
weltgerechtigkeit zu bilden, der an einer Untersuchung der begriffsbildenden 
Komponenten Umwelt und Gerechtigkeit ausgerichtet ist. Zunächst ist zu erfas-
sen, wieso Gerechtigkeit als eigenständige Komponente in der heute weitestge-
hend positivistisch arbeitenden Rechtswissenschaft überhaupt noch Relevanz zu 
entfalten vermag. Durch die Untersuchung ausgewählter Thesen zur Bestim-
mung von Verfahrens- und Verteilungsgerechtigkeit ist im Anschluss herauszuar-
beiten, wieso die ungleiche Verteilung von Umweltlasten und -gütern und um-
weltbezogener Mitspracherechte als ungerecht einzuordnen ist und daher staatli-
che Handlungspflichten nach sich zieht. Sodann ist die Funktion von Umwelt als 
sozialem Faktor zu erfassen und daraus die Bedeutung von deren Ausgestaltung 
für die urbane Lebensqualität herzuleiten. Das auf diese Weise ausgearbeitete 
Verständnis bildet dann die Grundlage für die weitere Darstellung umweltge-
rechtigkeitsbezogener Handlungsfelder und Lösungsansätze.
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Das zweite Kapitel widmet sich den internationalen Bezügen von Umweltge-
rechtigkeit. Die Leitlinien des Umweltvölkerrechts werden aufgrund ihrer Aus-
strahlungswirkung auf nationale Rechtsordnungen kurz dargestellt. Dabei sind 
insbesondere die Bezüge zu sozio-ökologischen Rechtspositionen im Rahmen 
des internationalen Menschenrechtsregimes herauszuarbeiten. Im Anschluss er-
folgt die Analyse der unionsrechtlichen Regelungskomplexe mit Bezug auf Um-
weltgerechtigkeit. Neben den unionsrechtlich normierten Zielen und Kompeten-
zen auf den Feldern von Umwelt- und Gesundheitspolitik kommt insbesondere 
den Garantien aus der Europäischen Menschenrechtskonvention und der Grund-
rechtecharta eine hervorzuhebende Rolle zu. Darüber hinaus bietet auch die 
durch die Europäische Union und die Mitgliedsstaaten praktizierte Stadtentwick-
lungspolitik Leitlinien an. Deren Implementierung in das deutsche Recht wirkt 
sich maßgeblich auf die Förderung von Umweltgerechtigkeit im städtischen 
Raum aus. Zuletzt wird die Aarhus-Konvention als maßgebliches Instrument zur 
Schaffung von Verfahrensgerechtigkeit in Umweltbelangen in ihren Bezügen zu 
Umweltgerechtigkeit untersucht.

Diese völker- und unionsrechtlichen Vorgaben wirken sich sodann auf die im 
dritten Kapitel darzustellenden nationalen Regelungen mit Bezug zu Umweltge-
rechtigkeit aus. An erster Stelle soll der Umweltbegriff des deutschen Rechts als 
heuristische Einbruchstelle für die Förderung von Umweltgerechtigkeit vorge-
stellt werden. Im Anschluss daran ist die – bereits im ersten Kapitel gerechtig-
keitsphilosophisch fundierte – staatliche Schutz- und Handlungspflicht im Hin-
blick auf die Herstellung umweltgerechter Zustände verfassungsrechtlich herzu-
leiten. Auf der Grundlage der Einordnung umweltgerechter Zustände als 
Grundrechtsvoraussetzungen erfolgt daraufhin die Analyse des einfachen Rechts 
im Hinblick auf die Implementierbarkeit von Umweltgerechtigkeit. Nach einer 
kurzen Darlegung der Funktionsweise planungsrechtlicher Normen wird ein-
gangs die Nutzbarkeit von Umweltprüfungen als Monitoring-Mechanismen un-
tersucht. Im Anschluss daran erfolgt die Darstellung der immissionsschutz- und 
planungsrechtlichen Handlungsfelder mit Bezug zu Umweltgerechtigkeit. Das 
anthropozentrische Immissionsschutzrecht weist insbesondere durch die Instru-
mente zur Lärmminderungs- und Luftreinhalteplanung relevante Ansatzpunkte 
auf. Die Untersuchung des Planungsrechts erfolgt zunächst auf den Feldern des 
Raumordnungs- und Fachplanungsrechts, wobei letzteres, beispielhaft auf die 
Fernstraßenplanung Bezug nehmend, nach Einfallstoren für sozio-ökologische 
Gerechtigkeitserwägungen untersucht wird. Von hervorgehobener Bedeutung ist 
die sodann folgende Darstellung des Bauplanungsrechts, wobei sowohl die die 
Bauleitplanung steuernden Normen als auch die Regelungen des besonderen 
Städtebaurechts auf ihre Bezüge zu umweltgerechter Raumgestaltung zu analy-
sieren und weiterzuentwickeln sind. Schlussendlich wird auch der Komponente 
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der Verfahrensgerechtigkeit Rechnung getragen, indem die das deutsche Pla-
nungsrecht prägenden Regelungskomplexe im Hinblick auf Chancen zur Förde-
rung von Umweltgerechtigkeit untersucht werden. Hierauf basierend sollen An-
sätze entwickelt werden, um die Beteiligung in Planungsprozessen gerechter und 
inklusiver auszugestalten.

In dem abschließenden Fazit werden die Ergebnisse zusammengefasst. Auf 
der Grundlage der im Rahmen der Untersuchung des deutschen Regelungskor-
pus dargestellten Defizite wird ein Leitkonzept Umweltgerechtigkeit entworfen, 
das als Bündelungsmechanismus und Analysefolie Planungsentscheidungen zu-
grunde liegt.



Kapitel 2

Umwelt und Gerechtigkeit –  
eine begriffliche Annäherung

Das Konzept der Umweltgerechtigkeit befasst sich mit der sozial ungleichen 
Verteilung von Umweltgütern und -lasten und Mitgestaltungsrechten in Bezug 
auf umweltrelevante Entscheidungen. Im Folgenden soll zunächst die Herkunft 
des Konzepts Umweltgerechtigkeit dargestellt und dessen Relevanz für und 
Übertragbarkeit auf die deutsche Rechtsordnung erläutert werden. Über die Ent-
wicklung eines eigenständigen Begriffs von Umweltgerechtigkeit, der sich an 
den begriffsprägenden Komponenten Umwelt und Gerechtigkeit orientiert, soll 
eine Analysefolie für die Bewertung materieller Verteilungsergebnisse und pro-
zessualer Teilhabechancen in sozio-ökologischen Zusammenhängen geschaffen 
werden.

A.  Konzeptionelle Grundlegungen von Umweltgerechtigkeit 

Der Bezugsrahmen der im Kontext von Umweltgerechtigkeit relevanten Un-
gleichheit bezieht sich darauf, dass verschiedene Bevölkerungsgruppen unter-
schiedliche Zugangsmöglichkeiten zu materiellen umweltbezogenen Positionen 
haben.1 Dies umfasst sowohl die positive Dimension des Zugangs zu Umweltgü-
tern sowie die negative Dimension des Freibleibens von Umweltbelastungen. 
Die zweite relevante Ungleichheit besteht in Bezug auf den Zugang „zu sozialen 
Positionen, die mit ungleichen Macht- und/oder Interaktionsmöglichkeiten aus-
gestattet sind“.2 Dies beschreibt die Möglichkeit der Einflussnahme auf den ver-
waltungspolitischen Entscheidungsprozess über die Verteilung von Umweltgü-
tern und -lasten. Aufgrund dieser Einschränkungen der Güter- bzw. Teilhabepo-
sitionen sehen sich „die Lebenschancen der betroffenen Individuen, Gruppen 
oder Gesellschaften“3 regelmäßig beeinträchtigt. Schließlich stellt die bebaute 
Lebensumwelt einen maßgeblichen Gesundheitsfaktor dar, der wiederum selbst 

1  Kreckel, Politische Soziologie der sozialen Ungleichheit, 1992, 17.
2  Kreckel, Politische Soziologie der sozialen Ungleichheit, 1992, 17.
3  Kreckel, Politische Soziologie der sozialen Ungleichheit, 1992, 17.
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im Spannungsfeld sozio-ökonomischer Kriterien zu verorten ist.4 Neben höchst-
persönlichen Merkmalen wie der gesundheitlich-genetischen Vorbelastung und 
der individuellen Lebensweise kommt zahlreichen externen Kriterien Erklä-
rungskraft für die Gesundheit einer Person zu, hierunter etwa soziale Netzwerke, 
Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie allgemeine Umweltfaktoren. Entschei-
denden Bezugsrahmen bildet die urbane Lebensumwelt, die gleichsam Schau-
platz und erklärenden Kontext der Marginalisierungsbewegung darstellt. Um-
weltgerechtigkeit ist also ein möglicher Oberbegriff für die Erfassung sozio-öko-
logischer Verteilungsfragen im Kontext planerischer Entscheidungen.

I.  Umwelt und Gesellschaft:  
Ursprünge des Umweltgerechtigkeitsgedankens

Ein Großteil der zum Themenkomplex der Umweltgerechtigkeit verfassten Ab-
handlungen setzt bei der gleichnamigen Protestbewegung aus den Vereinigten 
Staaten der 1960er und 1970er Jahre an und erläutert das Konzept im Rahmen 
des politisch-historischen Narrativs der Bürgerrechts- und Graswurzelbewe-
gung.5 Die Ursprünge der Umweltgerechtigkeit definierenden Problemkonstella-
tionen reichen historisch weiter zurück. Antike medizinische Schriften belegen, 
dass der Zusammenhang zwischen der Umweltsituation und menschlicher Ge-
sundheit früh problematisiert wurde, bereits Hippokrates erkannte den Zusam-
menhang zwischen Gesundheit, Umwelt und Natur.6 Vom Römischen Reich bis 
in das Mittelalter wurde Stadtplanung jedenfalls auch als Mittel zum Schutze der 
Bevölkerung angesehen, wenngleich die Verbindung zwischen hygienischen 

4  Vgl. Dahlgren/Whitehead, Policies and strategies to promote social equity in health, 
Background Document to WHO Strategy Paper for Europe, 1991, 11 ff.; van Kempen/Kruize/
Boshuizen/Ameling/Staatsen/de Hollander, Environmental Health Perspectives Vol.  110 
(2002), 307 (312 ff.); Franklin/Frank/Jackson, Urban Sprawl and Public Health, 2004, 65 ff.; 
Barton/Grant, Journal of the Royal Society for the Promotion of Public Health Vol.  126 (2006), 
252 (253 ff.); Vlahov/Freudenberg/Proieti/Ompad/Qwinn/Nandi/Galea, Journal of Urban 
Health Vol.  84 (2007), 16 (18 ff.); Dye, Science Vol.  319 (2008), 766 (767 ff.); Babisch, Noise 
Health Vol.  10 (2008), 27 (29 ff.); Beleen/Hoek/Houtijs van den Brandt/Goldblom/Fischer/
Schouten/Amstrong/Brunekreef, Occupational and Environmental Medicine Vol.  66 (2009), 
243 (246 ff.); Graham/White, Public Health Vol.  141 (2016), 270 (272 ff.); Fabian/Drilling/
Niermann/Schnur, in: dies. (Hrsg.), Quartier und Gesundheit, 2017, 9 (12 f.).

5  Vgl. Kuzmiak, The Geographical Journal Vol.  157 (1991), 265 (274); Bullard, Dumping in 
Dixie, 3.  Aufl. 2000, 29 ff.; Mohai/Pellow/Timmons Roberts, Annual Review of Environmental 
Resources Law Vol.  34 (2009), 405 (408); Boone/Fragkias, in: dies. (Hrsg.), Urbanization and 
Sustainability, 2013, 49 (50); vgl. ferner Getches/Pellow, in: Mutz/Bryner/Kenney (Hrsg.), Jus-
tice and Natural Resources, 2002, 3 (6).

6  Vgl. Claßen, in: Gebhard/Kistemann (Hrsg.), Landschaft, Identität und Gesundheit, 2016, 
71 (74).
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Missständen und der Entstehung und Übertragung von Krankheiten freilich erst 
zu Beginn der Frühen Neuzeit Anerkennung in städteplanerischen Ansätzen 
fand.7 Der relevante Brückenschlag zwischen sozialer Lage, Gesundheit und 
Umweltsituation erfolgte gegen Ende des 19. Jahrhunderts. Obgleich die Hygie-
nestandards in den europäischen Städten sich insgesamt als problematisch dar-
stellten, bildeten sich im Zuge der Industrialisierung besonders starke Unter-
schiede in der urbanen Wohnqualität der Lebensumfelder verschiedener Gesell-
schaftsschichten heraus, welche rasch zum Gegenstand stadtsoziologischer 
Untersuchungen wurden.8 Gerade die in den Gebieten um die Produktionsstätten 
regelmäßig angesiedelte Arbeiterklasse war von den mit der verdichteten Sied-
lungsstruktur einhergehenden hygienischen Missständen in ihrem Wohn-, Ar-
beits- und sozialem Umfeld besonders stark betroffen.9 Dass sich im Zuge der 
Verstädterung der Gesellschaft soziale und gesellschaftliche Ausdifferenzierun-
gen in relevanter Weise auf die räumlichen Lebenswelten der gesellschaftlichen 
Akteure durchschlugen, markierte den Ausgangspunkt der Auseinandersetzung 
mit der Frage der residentiellen Segregation10 in europäischen Städten.11 Detail-
lierte Beschreibungen der in den US-amerikanischen und europäischen Städten 
des 19. Jahrhunderts herrschenden Lebenssituationen liefern die Sozialromane 
dieser Zeit. Mit ihren Beschreibungen der gesellschaftlichen Lebensumstände im 
Zeitalter der Industrialisierung und der desolaten städtischen Lebensumwelt stel-
len sie einen wichtigen Indikator für das zunehmende gesellschaftliche Bewusst-
sein für die Existenz umweltungerechter Zustände dar.12 Werke wie Charles 

7  Vgl. Zirnstein, Ökologie und Umwelt in der Geschichte, 1996, 28 f.; Leven (Hrsg.), Antike 
Medizin, 2005, 882 f.; Pellow, American Behavioral Scientist Vol.  43 (2000), 581 (591); 
Thommen, Umweltgeschichte in der Antike, 2009, 70, 113 f.; Rodenstein, in: Böhme/Kliemke/
Reimann/Süß (Hrsg.), Handbuch Stadtplanung und Gesundheit, 2012, 15 (17 f.).

8  Vgl. Park, The American Journal of Sociology Vol.  20 (1915), 577 (582 ff.); Simmel, Die 
Großstädte und das Geistesleben, Nachdruck 2006, 35 f., 42 ff. 

9  Häußermann, in: Hradil (Hrsg.), Deutsche Verhältnisse, 2012, 233 (237 ff.). 
10  Der Begriff der Segregation bezeichnet im Folgenden die „Konzentration von Bevölke-

rungsgruppen in gesellschaftlichen Feldern (z. B. Arbeitsteilung) oder an städtischen Orten“, 
wobei insbesondere die residentielle Segregation „die Quartiersbildung von Menschen der 
gleichen sozialen Stellung, gleicher ethnischer Zugehörigkeit, gleicher Lebensform oder Al-
tersgruppe“ beschreibt. Im Gegensatz dazu steht der Begriff der Gentrifizierung, der den „Pro-
zess, der Hierarchisierung von Räumen und [den] Wechsel von homogen armen Quartieren 
über Durchmischung zu homogen reichen Quartieren“ umschreibt, vgl. Löw/Steets/Stoetzer, 
Einführung in die Stadt- und Raumsoziologie, 2008, 39 ff. Vgl. für eine umfassende Darstel-
lung der Ursachen aktueller Gentrifizierungstendenzen Riemann, Baurechtliche Instrumente 
gegen Gentrifizierung, 2016, 1 ff.; vgl. für eine Darstellung der Ursachen von residentieller 
Segregation May/Alisch, in: dies. (Hrsg.), Formen sozialräumlicher Segregation, 2012, 7 (9 ff.).

11  Löw/Steets/Stoetzer, Einführung in die Stadt- und Raumsoziologie, 2008, 44.
12  Vgl. Myers, Converging Stories: Race, Ecology, and Environmental Justice in American 
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Dickens’ Our Mutual Friend (1864/65), Wilhelm Raabes Pfisters Mühle (1883) 
und Upton Sinclairs The Jungle (1906) erläutern die Verknüpfung sozialer und 
ökologischer Missstände und heben die Bedeutung bürgerschaftlichen Individu-
al- und zivilgesellschaftlichen Engagements als notwendige Voraussetzung für 
die Herstellung gerechterer Zustände hervor.13 Freilich setzen sich diese frühen 
literarischen Analysen nicht mit dem konkreten Begriff der Umweltgerechtigkeit 
auseinander. Sie zeigen vielmehr auf, dass soziale und ökologische Missstände 
jedenfalls bis zum Ende des 19. Jahrhunderts als notwendigerweise miteinander 
verknüpfte und sich gegenseitig bedingende Themenkomplexe wahrgenommen 
wurden. 

Unter dem Schlagwort der „Hygiene“ bzw. „Public Sanitation“ entstand so-
dann unter der Leitung von Naturwissenschaftlern und Politikern das Sanitary 
Movement,14 eine europäische Reformbewegung, welche gegen die mit der In-
dustrialisierung einhergehenden urbanen Umweltprobleme der Vermüllung und 
(Luft-)Verschmutzung vorzugehen versuchte.15 Der britische Sozialreformer 
Edwin Chadwick läutete mit seinem 1842 erschienenen Werk Report from the 
Poor Law Commissioners on an Inquiry into the Sanitary Conditions of the La-
bouring Population of Great Britain die Reformation des öffentlichen Gesund-
heitswesens im viktorianischen England ein,16 was Auswirkungen auf die öffent-
liche Gesundheitspolitik in ganz Europa hatte.17 Durch den wissenschaftlichen 
Fortschritt wurde der Zusammenhang zwischen urbaner Verschmutzung und der 
Verbreitung von Seuchen und anderen Krankheiten erschlossen. Die Erkenntnis, 
dass zwischen sozial-räumlicher Lage – also der Wohn- und Arbeitssituation – 
und bestimmten Krankheitsbildern ein Zusammenhang besteht, fand Einzug in 
die sozialepidemiologische Forschung.18 Die daraus aufkeimende Sorge um die 
Volksgesundheit wirkte – insbesondere in Großstädten – als Triebfeder für die 
Umgestaltung städtischer Räume, etwa durch die flächendeckende Strukturie-

Literature, 2005, 5 ff.; Kneitz, Interdisciplinary Studies on Literature and Environment Vol.  22 
(2015), 47 (48, 49). 

13  Vgl. Kneitz, Literatur – Geschichte – Natur. Reflexionen zu Umweltgerechtigkeit und 
Umweltbewusstsein im Roman des 19. Jahrhunderts, 2013, 170 f.

14  Schlüns, APuZ 24 (2007), 25 (28); Tulchinsky/Varavikova (Hrsg.), The New Public 
Health, 2.  Aufl. 2009, 12 ff.

15  Radkau, Natur und Macht: Die Weltgeschichte der Umwelt, 2.  Aufl. 2012, 274 ff., 280.
16  Rosen, A History of Public Health, 3.  Aufl. 2015, 110 ff.; Wohl, Endangered Lives. Public 

Health in Victorian London, 1983, 142 ff., 147 ff. 
17  Vgl. Radkau, Die Ära der Ökologie, 2011, 64.
18  Vgl. Grotjahn, in: ders./Kaup (Hrsg.), Handbuch der Sozialen Hygiene Bd.  2, 1926, 

410 ff., 439 ff.; Mosse/Tugendreich, Krankheit und soziale Lage, 1913. 
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rung der Frischwasserversorgung und Abwasserentsorgung sowie der zentralen 
Behandlung von Abfällen.19

Die gemeinsame diskursive Behandlung sozialer und ökologischer Themen 
erfuhr zu Beginn des 20. Jahrhunderts einen Bruch. Ausgangspunkt dieser ge-
trennten Entwicklung mag die Entstehung der Ökologie als eigenständige wis-
senschaftliche Disziplin darstellen, welche die Funktionsweise biologischer Sys-
teme unter rein ökozentrischen Gesichtspunkten untersucht. Der Mensch blieb 
dabei als externer Faktor von Bedeutung, allerdings verschoben sich die For-
schungsperspektiven zunehmend von politisch-sozialen hin zu naturwissen-
schaftlichen Untersuchungshypothesen.20 Parallel dazu verengte sich die Per-
spektive der sozialistisch-kommunistischen Arbeiterbewegung auf die Thematik 
des Klassenkampfes und verlor die Bewegung – trotz der Bedeutung, die Karl 
Marx dieser Thematik in seinen frühen Werken noch zumaß21 – den Bezug zur 
menschlichen Lebensumwelt als Spiegel von und Grund für gesellschaftliche 
Missstände.22 Diese Entfernung vertiefte sich im Laufe des 20. Jahrhunderts. 
Umweltschutz profilierte sich zunehmend als Thema der gehobenen weißen Mit-
tel- und Oberschicht, Natur- und Tierschutz sowie der Kampf gegen Atomkraft 
standen im Fokus der jungen Bewegung, soziale Fragen wurden hingegen kaum 
als Probleme mit Umweltbezug verstanden.23 Die besonders in urbanen Lebens-
räumen deutlich erkennbare soziale Relevanz ökologischer Disparitäten entwi-
ckelte sich zu einem Randthema, die städtische Lebensumwelt wurde nur von 
wenigen – eine Ausnahme hier stellt die Chicagoer Schule dar – als ökologisch 
relevanter Raum angesehen.24 Auch die aufkeimenden grünen Parteien verfehl-
ten es, die gesellschafts- und sozialpolitischen Implikationen der Umweltthema-
tik auf die politische Agenda zu setzen.25 Maßgebliches Element für die wieder-
kehrende Verbindung zwischen der Umwelt und der sozialen Frage stellte aber-

19  Vgl. Radkau, Die Ära der Ökologie. Eine Weltgeschichte, 2011, 66 ff.
20  Vgl. Massard-Guilbaud/Rodger, in: dies. (Hrsg.), Environmental and Social Justice in 

the City, 2011, 1 (4).
21  Marx, Ökonomisch-philosophische Manuskripte, in: Marx/Engels, Werke, Band  40, 

1968, 465 (516): „Der Mensch lebt von der Natur, heißt: Die Natur ist sein Leib, mit dem er in 
beständigem Prozess bleiben muss, um nicht zu sterben. Dass das physische und geistige Leben 
des Menschen mit der Natur zusammenhängt, hat keinen anderen Sinn, als dass die Natur mit 
sich selbst zusammenhängt, denn der Mensch ist ein Teil der Natur“; vgl. Kraemer, Die soziale 
Konstitution der Umwelt, 2008, 61 ff.

22  Vgl. Massard-Guilbaud/Rodger, in: dies. (Hrsg.), Environmental and Social Justice in 
the City, 2011, 1 (4).

23  Vgl. Larrére, in: Roger/Guéry (Hrsg.), Maîtres et protecteurs de la nature, 1991, 172 
(180 f.).

24  Vgl. Heynen/Kaika/Swyngedow, in: dies. (Hrsg.), In the Nature of Cities, 2006, 1 (2 ff.).
25  Vgl. zu der Entwicklung grüner Parteien in Europa und deren Umgang mit sozialen Fra-

gestellungen Burchell, The Evolution of Green Politics, 2002, 129 ff., 150 ff.



10 Kapitel 2: Umwelt und Gerechtigkeit – eine begriffliche Annäherung

mals der „größte gemeinsame Nenner“26 der Gesundheit dar. Rachel Carsons 
1962 erschienenes Sachbuch Silent Spring, welches sich kritisch mit dem Ein-
fluss von Pestiziden und Herbiziden auf Ökosysteme auseinandersetzte, stellte 
den Impulsgeber des weltweiten Aufkeimens von Umweltbewegungen dar und 
machte breite Schichten auf die ökologischen und gesundheitlichen Risiken häu-
fig industriell verwendeter toxischer Stoffe aufmerksam.27 Indem Carson Um-
welt nicht (nur) in ihrer Ausprägung als „wilderness“ behandelte, sondern Fragen 
der öffentlichen Gesundheit, der biologischen Diversität und der diese beeinflus-
senden Handlungsweisen in Gesellschaft, Unternehmen und Politik aufwarf, leg-
te sie den Grundstein für die Wiederaufnahme des anthropozentrischen Umwelt-
diskurses.28

II.  Entwicklung der US-amerikanischen  
Umweltgerechtigkeitsbewegung

Im Kontext der sich in den 1970er und 1980er Jahren entwickelnden Umweltdis-
kurse nimmt die Umweltgerechtigkeitsbewegung eine Sonderstellung ein, da sie 
Forderungen nach ökologischer und sozialer Gerechtigkeit miteinander verbin-
det.29 Im Folgenden sollen die Herkunft des Konzepts Umweltgerechtigkeit und 
die es prägenden gesellschaftlichen, politischen und rechtlichen Entwicklungsli-
nien aufgezeigt werden. Dies bildet die Grundlage für eine die historischen Be-
züge reflektierende Analyse der Übertragbarkeit des Konzepts auf europäische 
und deutsche Sachverhalte.

1.  Ausgangspunkte einer Bewegung

Die Umweltgerechtigkeitsbewegung wird regelmäßig als Schulterschluss zwi-
schen Umwelt- und Bürgerrechtsbewegung dargestellt.30 Diese Einordnung lässt 

26  Radkau, Die Ära der Ökologie, 2011, 67.
27  Carson, Silent Spring, 2002, 15 ff.; vgl. auch Bosselmann, Im Namen der Natur, 1992, 

117; Melosi, Environmental History Review Vol.  19 (1995), 1 (2); Murphy, What a Book Can 
Do, 2005, 18, 173 ff.; Lytle, The Gentle Subversive: Rachel Carson, Silent Spring, and the Rise 
of the Environmental Movement, 2007, 134 ff.

28  Carson, Silent Spring, 2002, 9 ff.; vgl. Taylor, American Behavioral Scientist Vol.  43 
(2000), 508 (522, 527).

29  Vgl. zur Einordnung der Umweltgerechtigkeitsbewegung innerhalb der Strömungen des 
US-amerikanischen Umweltaktivismus Cole, Ecology Law Quarterly Vol.  19 (1992), 619 
(637 f.).

30  Vgl. Bullard, Journal of Civil Rights and Economic Development Vol.  9 (1996), 445 
(451); Yamamoto/Lyman, University of Colorado Law Review Vol.  72 (2001), 311 (314 ff.); 
Ali, in: Shallcross/Robinson (Hrsg.), Global Citizenship and Environmental Justice, 2006, 41 
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